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Antrag der Kommission für Wirtschaft und Abgaben* vom 16. November 2021

5704 a
A.Beschluss des Kantonsrates 

über die kantonale Volksinitiative «Gerechtigkeit
schaffen – Krankenkassen-Prämienabzug 
der Realität anpassen (Gerechtigkeitsinitiative)»

(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat, 

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 14. April
2021 und der Kommission für Wirtschaft und Abgaben vom 16. Novem-
ber 2021,

beschliesst:

I. Die Volksinitiative «Gerechtigkeit schaffen – Krankenkassen-
Prämienabzug der Realität anpassen (Gerechtigkeitsinitiative)» wird
abgelehnt.

Minderheitsantrag Ueli Bamert, Beat Huber, Paul Mayer, Marcel Suter

I. Der Volksinitiative «Gerechtigkeit schaffen – Krankenkassen-
Prämienabzug der Realität anpassen (Gerechtigkeitsinitiative)» wird zu-
gestimmt.

II. Teil B dieser Vorlage wird als Gegenvorschlag beschlossen.

Minderheitsantrag Melanie Berner, Beat Bloch, Jasmin Pokerschnig

II. Auf den Gegenvorschlag wird nicht eingetreten.

III. Die Volksinitiative wird den Stimmberechtigten zur Abstimmung
unterbreitet.

* Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben besteht aus folgenden Mit-
gliedern: Beat Bloch, Zürich (Präsident); Ueli Bamert, Zürich; Melanie Berner,
Zürich; Harry Brandenberger, Gossau; Cristina Cortellini, Dietlikon; Martin Far-
ner, Stammheim; Stefan Feldmann, Uster; Beat Huber, Buchs; Paul Mayer, Mar-
thalen; Doris Meier, Bassersdorf; Christian Müller, Steinmaur; Melissa Näf, Bas-
sersdorf; Jasmin Pokerschnig, Zürich; Marcel Suter, Thalwil; Birgit Tognella,
Zürich; Sekretär: Andreas Schlagmüller.



2

III. Die Volksinitiative und der Gegenvorschlag werden den
Stimmberechtigten zur gleichzeitigen Abstimmung unterbreitet. Wird
die Volksinitiative zurückgezogen, untersteht der Gegenvorschlag dem
fakultativen Referendum.

IV. Der Beleuchtende Bericht wird vom Regierungsrat verfasst.

V. Mitteilung an den Regierungsrat und das Initiativkomitee.

Zürich, 16. November 2021

Im Namen der Kommission
Der Präsident: Der Sekretär:
Beat Bloch Andreas Schlagmüller



3

Die Volksinitiative hat folgenden Wortlaut:

«Das Steuergesetz vom 8. Juni 1997 wird wie folgt geändert und ergänzt:

§ 31 Abs. 1 lit. g (geändert)
die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken-

und die nicht unter lit. f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen
von Sparkapitalien des Steuerpflichtigen und der von ihm unterhalte-
nen Personen, bis zum Gesamtbetrag von CHF 7200 für in ungetrennter
Ehe lebende Steuerpflichtige und von CHF 3600 für die übrigen Steuer-
pflichtigen. Für Steuerpflichtige ohne Beiträge gemäss lit. d und e erhö-
hen sich diese Abzüge um die Hälfte. Zudem erhöhen sich diese Abzüge
um CHF 1500 für jedes Kind oder jede unterstützungsbedürftige Person,
für die der Steuerpflichtige einen Abzug gemäss § 34 Abs. 1 geltend ma-
chen kann. Wird bei nicht gemeinsam besteuerten Eltern der Kinder-
abzug gemäss § 34 Abs. 1 lit. a hälftig aufgeteilt, gilt dies auch für die
Erhöhung der Abzüge für jedes Kind um CHF 1500.

§ 48 (3. neu)
1 Die Folgen der kalten Progression werden durch gleichmässige

Anpassung der allgemeinen Abzüge gemäss § 31, der Sozialabzüge ge-
mäss § 34 und der Tarifstufen gemäss §§ 35 und 47 ausgeglichen. Die
Beträge sind auf- oder abzurunden.

2 Die Finanzdirektion passt die Abzüge und die Tarifstufen auf Be-
ginn jeder Steuerfussperiode an den Landesindex der Konsumenten-
preise an. Massgebend ist der Indexstand im Monat Mai vor Beginn der
Steuerfussperiode. Bei negativem Teuerungsverlauf erfolgt keine An-
passung. Der auf eine negative Teuerung folgende Ausgleich erfolgt auf
der Grundlage des letzten Ausgleichs.

3 (neu) Die Finanzdirektion passt den Abzug gemäss § 31 lit. g auf
Beginn jeder Steuerfussperiode an. Massgebend ist dabei die Entwick-
lung der OKP-Durchschnittsprämie des Vorjahres.»
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B. Gegenvorschlag des Regierungsrates 
Steuergesetz (StG

(Änderung vom . . . . . . . . . . . .; Gegenvorschlag zur «Gerechtigkeits-
initiative»)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 14. April
2021 und der Kommission für Wirtschaft und Abgaben vom 16. No-
vember 2021,

beschliesst:

I. Das Steuergesetz vom 8. Juni 1997 wird wie folgt geändert:

5. Allgemeine 
Abzüge

§ 31. 1 Von den Einkünften werden abgezogen: 
lit. a–f unverändert.
g. die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken-

und die nicht unter lit. f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen
von Sparkapitalien des Steuerpflichtigen und der von ihm unterhalte-
nen Personen, bis zum Gesamtbetrag von Fr. 5800 für in ungetrenn-
ter Ehe lebende Steuerpflichtige und von Fr. 2900 für die übrigen
Steuerpflichtigen. Für Steuerpflichtige ohne Beiträge gemäss lit. d
und e erhöhen sich diese Abzüge um die Hälfte. Zudem erhöhen sich
diese Abzüge um Fr. 1300 für jedes Kind oder jede unterstützungs-
bedürftige Person, für die der Steuerpflichtige einen Abzug gemäss
§ 34 Abs. 1 geltend machen kann. Wird bei nicht gemeinsam besteu-
erten Eltern der Kinderabzug gemäss § 34 Abs. 1 lit. a hälftig auf-
geteilt, gilt dies auch für die Erhöhung der Abzüge für jedes Kind
um Fr. 1300,

lit. h–k unverändert.
Abs. 2 und 3 unverändert.

II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem fakultativen Referen-
dum.

a. Von der Höhe 
des Einkom-
mens unabhän-
gige Abzüge


